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AKTUELL 
Lotsenstreik in Polen 

(spk) Ein Streik der Fluglotsen 
hat  am Montag den gesamten Flug­
verkehr in Polen lahmgelegt. Die 
Lotsen verlangen eine Anpassung 
ihrer Gehälter an das Einkommen 
ihrer westlichen Kollegen, die 32-
Stunden-Woche und die Herabset­
zung des Pensionsalters auf 52 Jah­
re. D e r  Streik ist unbefristet. Abge­
fertigt werden nur Rettungs- und 
Sanitätsflugzeuge und Flüge mit 
«offiziellen Vertretern fremder 
Staaten». 

Mussa in Damaskus 
Ägyptens neuer Aussenminister 

Amre Mussa ist am Montag in Da-
makus eingetroffen. Beim Empfang 
durch seinen syrischen Kollegen Fa-
ruk el Scharaa unterstrich Mussa, 
Ägypten sei weiterhin an enger Zu­
sammenarbeit mit Syrien interes­
siert. Im Zentrum stünden die Be­
mühungen um eine Nahost-Konfe­
renz sowie die Situation am Golf. 
Beide Staaten hatten sich mit Trup­
penkontingenten an der Befreiung 
Kuwaits beteiligt. 

Massenflucht nach Sudan 
Rund 600 000 Menschen sind 

nach Angaben des Roten Kreuzes 
in den vergangenen Tagen aus 
Äthiopien in den benachbarten Su­
dan geflohen. Unter den Flüchtlin­
gen befinden sich sowohl frühere 
äthiopische Soldaten als auch Zivili­
sten sowie zahlreiche Sudanesen, 
die wegen des Bürgerkriegs im Su­
dan nach Äthiopien geflüchtet. 

EG: Massnahmen 
gegen Geldwäscherei 

Luxemburg/Bern (AP) Die Europäi­
sche Gemeinschaft (EG) hat einen wich­
tigen Schritt zur Verhinderung illegaler 
Finanztransaktionen getan. Die Finanz­
minister der  zwölf EG-Staaten beschlos­
sen am Montag in Luxemburg endgültig 
eine Richtlinie, die die Geldwäscherei 
verbietet. Die Massnahme ist insbesonde­
re gegen den Drogenhandel gerichtet, de­
ren Bossen es in den letzten Jahren welt­
weit nahezu ungehindert gelungen ist, un­
gesetzliche Gewinne durch Strohmänner 
»reinzuwaschen». 

Die Richtlinie sieht vor, dass die Mit­
gliedstaaten bis zum 1. Januar 1993 ge­
setzliche Regelungen in Kraft setzen, die 
geeignet sind, illegale Finanztransaktio­
nen zu verhindern. 
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Die Finanzsituation der Gemeinden wird besser berücksichtigt 
Die Regierung änderte die Änderung über den Finanzausgleich - Berücksichtigung der Kritik an der Regierungsvorlage im Landtag 

(G.M.) - Die Vorlage der Regierung 
über die Änderung des Finanzausgleichs 
an die Gemeinden stiess im Landtag zwar 
grundsätzlich nicht auf Ablehnung, in 
Detailfragen jedoch wurden der Regie­
rung deutlich Änderungswünsche unter­
breitet. Aufgrund dieser Vorstellungen 
des Landtags erstellte die Regierung 
einen ergänzenden Bericht, in dem ein 
Teil der Anregungen in Form von Geset­
zesänderungen berücksichtigt sind. Die 
neue Vorlage wird voraussichtlich an der* 
nächsten Landtagssitzung, zusammen mit 
dem Gesetz über die Subventionen, zur 
Debatte stehen. 

Dem Finanz- oder Lastenausgleich des 
Staates an die Gemeinden liegt der Ge­
danke zugrunde, dass das Land den kom­
munalen Verwaltungen einen Teil der 
Einnahmen zuweist, damit diese ihre 
Aufgaben erfüllen können. D e r  den Ge­
meinden zufliessende Zuschlag zur Ver­
mögens- und Erwerbssteuer, die festen 
Anteile an der Grundstückgewinn-, Kapi­
tal- und Ertragssteuer sowie die sonstigen 
Einnahmen aus Gebühren, Taxen, Ver­
mögenserträgen und Verkaufserlösen rei­
chen nach einer Darstellung der Regie­
rung den meisten Gemeinden nicht aus, 
um die aus der Aufgabenerfüllung resul­
tierenden Ausgaben decken zu können. 

Die Verteilung der Einnahmen verfolgt 
den Zweck, den Unterschied zwischen 
Ausgaben und Erträgen auf Staats- und 
Gemeindeebene auszugleichen, wobei 
der Finanzausgleich noch die spezifische 
Zielsetzung hat, die vom Staat an  die 
Gemeinden fliessenden Mittel so aufzu­
teilen, dass die unterschiedliche Finanz­
kraft der  Gemeinden einigermassen aus­
geglichen werden kann. 

Kompliziertes Stufenmodell 
Das System des Finanzausgleichs, wie 

es Ende der sechziger Jahre geschaffen 
wurde, hat sich im Verlaufe der Zeit  und 
aufgrund der zahlreichen Abänderungen 
zu einem recht komplizierten Gebilde 
entwickelt. Obwohl die Regierung in den 
letzten Jahren mehrfach von einer Ände­
rung des Finanzausgleichs sprach, fiel die 
vor wenigen Monaten vorgelegte Abän­
derung nur für Teilbereiche aus, während 
die vielfach geforderte Strukturbereini­
gung erneut nicht in Angriff genommen 
wurde. Hingegen wird die Vorlage über 
den Finanzausgleich, wie von der FBP-

Fraktion gefordert, zusammen mit dem 
Gesetzesentwurf über die Subventionen 
beraten, da diese beiden Elemente einen 
ursächlichen Zusammenhang aufweisen. 
Das komplizierte Stufenmodell baut auf 
dem Zuschlagsergebnis der  Gemeinden 
zur Vermögens- und Erwerbssteuer auf, 
dem die gesetzlichen Anteile aus der 
Grundstück-, Kapital- und Ertragssteuer 
zugerechnet werden. Als nicht zweckge­
bundene Finanzzuweisungen stellt der 
Staat anschliessend einen vom Landtag 
festzulegenden prozentualen Anteil an 
den übrigen Steuer- und Abgabenerträ­
gen zur Verfügung: Im Sinne eines verti­
kalen Ausgleichs soll damit die Mittelzu­
teilung an die Gemeinden erhöht werden, 
anderseits geht es um den horizontalem 
Ausgleichseffekt mit der Ausebnung der  
unterschiedlichen Einnahmen der  Ge­
meinden. Finanzschwächere Gemeinden 
und die Berggemeinden erhalten dabei 
innerhalb dieses Stufenmodells mehr Mit­
tel zugeteilt, um ihren Finanzbedürfnis-
sen entgegenzukommen. 

Kritisierte Änderungsvorschläge der 
Gemeinden 

Ausgehend von der unterschiedlichen 
Vermögens- und Einkommenslage der 
Gemeinden legte die Regierung anfangs 
Jahr eine Änderungsvorlage dem Land­
tag vor, die zwei Schwerpunkte umfasste: 
Einerseits erneut eine Neufassung des 
Ausgleichsschlüssels, um eine stärkere 
Umverteilung von Ausgleichsmitteln auf 
die finanzschwächeren Gemeinden vor­
nehmen zu können; anderseits ein Rück­
behalt der Finanzzuweisungen bei ge­
ringerem Steuerzuschlag als 200 Prozent 
durch die Gemeinden sowie bei Vorlie­
gen erheblicher Reservekapitalien. Aus­
gehend vom Rechnungsjahr 1989, schlug 
die Regierung eine Umverteilung von 2,6 
Mio. Fr. zulasten von Vaduz und Schaan 
vor. Erhöhte Zuweisungen hätten nach 
diesem Vorschlag die Berggemeinden 
Triesenberg, Planken und Schellenberg 
sowie die einwohnerschwachen Gemein­
den Gamprin und Ruggell erhalten, wäh­

rend bei den anderen Gemeinden keine 
nennenswerte Veränderungen enthalten 
waren. Ausserdem sollten jene Gemein­
den, die den Gemeindesteuerfuss unter 
200 Prozent festlegten, wie Schaan auf­
grund einer Volksabstimmung, nicht 
mehr in den Genuss von Finanzaus­
gleichsmitteln kommen. Und schliesslich 
sah die Regierungsvorlage vor, dass Ge­
meinden mit hohen Reserven Kürzungen 
hinzunehmen hätten. 

Einsatz für Gemeinden im Landtag 
Mit diesen Vorschlägen konnte sich der 

Landtag offensichtlich nicht abfinden. 
Nicht weniger als 13 Abgeordnete debat­
tierten zu dieser Vorlage und entpuppten 
sich, quer durch beide Fraktionen, als 
Interessenvertreter ihrer Wohn- oder 
Heimatgemeinde. Neben den Forderun­
gen, die spezifische Situation der einen 
oder anderen Gemeinde sollte vermehrt 
berücksichtigt werden, gab es freilich 
auch Bedenken grundsätzlicher Natur: So 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Intensive Auseinandersetzung mit Wohnungsfragen 
Die FBP-Fraktion regte die Erarbeitung von Grundlagen für  die künftige Wohn bau- und Bodenpolitik an 

(G.M.) - Die Regierung gab vor kurzem eine Bevölkerungsumfrage in Auftrag, um den Stand der Dinge auf dem 
Wohnungsmarkt, bei den Mieten und beim Bedarf nach Wohnraum zu ermitteln. Die Notwendigkeit dieser Umfrage weist 
auf den dürftigen Informationsstand in dieser Frage hin und auf den Umstand, dass die von der Regierung eingesetzte 
Arbeitsgruppe eigentlich im luftleeren Raum agierte. Die Umfrage ist aber auch das Resultat der vier FBP-Interpellationen 
im letzten Jahr zur Boden- und Wohnbaupolitik, denn bei der Beantwortung dieser Fragen stiess die Regierung auf die 
Schwierigkeit, Antworten geben zu müssen, ohne statistisches aktuelles Datenmaterial zur Verfügung zu haben. 

Über Probleme auf dem Boden- Teil schon Antworten gibt - und die beri über den Wohnbedarf, den Woh-
markt in unserem Land, über Schwie- Regierung zu beschäftigen.» Inzwi- nungsmarkt, die Mietpreisentwicklung 

sehen, rund ein Jahr danach, wird die 
Bevölkerungsumfrage propagiert, weil 
eben die notwendigen Daten und Zah­
len nicht vorhanden sind. 

rigkeiten bei der Beschaffung von 
preiswertem Wohnraum weiss jeder zu 
berichten, der ein Grundstück kaufen, 
ein Haus erstellen oder eine Wohnung 
mieten wollte. Gesicherte Daten mit 
Aktualitätswert sind jedoch weitge­
hend nicht vorhanden, so dass sich die 
Regierung bei der Beantwortung der 
FBP-Interpellationen im vergangenen 
Jahr teilweise auf Mutmassungen ab­
stützen musste. Als die FBP-Fraktion 
ihre Interpellationen im Landtag ein­
reichte, um Antworten auf die in der 
Bevölkerung drängenden Fragen zu er­
halten, lästerte das «Liechtensteiner 
Vaterland» zum Schutz der bedrängten 
Regierung: «In der Wohnbaupolitik ge­
nügt es heute nicht mehr, nur Fragen in 
den Raum zu stellen - für die es zum 

sowie über die Verwendung von Woh­
nungen als Büroräumlichkeiten zu ma­
chen. 

Vier FBP-Interpellationen 

Die vier FBP-Interpellationen be-
fassten sich mit der Situation auf dem 
Wohnungsmarkt, mit der Bodenpoli­
tik, mit dem Wohnbauförderungsge-
setz sowie mit der Hypothekarzinsent­
wicklung. Die Antworten der Regie­
rung blieben, sofern es sich um konkre­
te Angaben handeln sollte, weitgehend 
in unverbindlichen Aussagen stecken. 
Allerdings war sich die Regierung der 
dürftigen Statistik-Situation bewusst: 
Die Gemeinden wurden ersucht, Anga-

Bausparen: Forderung der FBP 
Inzwischen hat die FBP-Fraktion im 

Landtag ein Postulat eingereicht mit 
der Forderung, das Bausparen zu för­
dern. D e r  FBP-Vorstoss verfolgt den 
Zweck, angesichts der  hohen Boden­
preise und der hohen Investitionsko­
sten für ein Eigenheim oder eine Ei­
gentumswohnung zur Bildung von Ei­
genmitteln beizutragen, damit die La­
sten durch Hypothekarzinsen besser 
getragen werden können. 

Siehe auch den Beitrag der FBP-Ab-
geordneten Emma Eigenmann im In­
nern der heutigen Ausgabe. 

Albanien: Kommunisten vor Zerreissprobe 
Parteitag begann in Tirana - Spaltungsgerüchte - Säuberung angekündigt-Auch Carcani muss gehen 

Tirana (AP) Eine Woche nach ihrem 
Machtverlust hat für die kommunistische 
Partei der Arbeit in Albanien die Zerreis­
sprobe begonnen. Bei der Eröffnung des 
10. Parteitages am Montag in Tirana tra­
ten die Gegensätze zwischen Stalinisten 
und Reformern in. aller Schärfe zutage. 

Der  kommissarisch eingesetzte Partei­
chef Xhelil Gjoni, Sekretär des Zentral­
komitees und Politbüromitglied, übte in 
seiner zweistündigen Eröffnungsrede un­
gewöhnlich deutliche Kritik an dem 1985 
gestorbenen Staats- und Parteichef Enver 
Hoxha. Einige der mehr als 1400 Dele­
gierten antworteten darauf mit Sprech­
chören wie «Lang lebe das Andenken an 
Hoxha». 

Bereits vor Eröffnung des Parteitages 
hatte es in Tirana Gerüchte über eine 
bevorstehende Spaltung der Partei gege­
ben. Gjoni machte in seiner Rede die 
Isolationspolitik Hoxhas für die derzeiti­
ge katastrophale "Wirtschaftslage und  die 
Verarmung des Landes verantwortlich. 
Der  Bruch mit de r  Sowjetunion 1960 und 
mit China 1978 habe die Probleme ver­
schärft. «Wir haben dem gewählten Mo­
dell noch weitere schwere Mängel hinzu­
gefügt», sagte Gjoni. 

Ohne den Namen Hoxhas zu erwäh­
nen, geisselte Gjoni die Vetternwirtschaft 
und Ignoranz früherer kommunistischer 
Führungspersönlichkeiten und kündigte 

eine Säuberung der Partei von zahlrei­
chen früheren Hoxha-Anhängern an. 
Prominentestes Opfer der Ausschlusswel­
le ist demnach Adil Carcani, der bis zum 
Beginn der Reformen im Dezember ver­
gangenen Jahres Regierungschef war. 

Heftige Kritik übte Gjoni auch an dem 
Hoxha-Nachfolger Ramiz Alia, de r  das 
Amt  des Parteichefs inzwischen niederge­
legt hat, um bei der  geplanten Präsiden­
tenwahl zu kandidieren. Alia habe zu lan­

ge gezögert, demokratische Reformen 
durchzuführen, sagte Gjoni. 

Offenkundig aus Rücksichtnahme auf 
den stalinistischen Flügel verband Gjoni 
seine Kritik an den Menschenrechtsver­
letzungen mit Lob für den Erhalt der 
Unabhängigkeit Albaniens. E r  sagte, 
dass die Partei «so nicht mehr weiterma­
chen» könne und erweckte gleichzeitig 
den Eindruck, als hielten die Kommuni­
sten noch die Fäden der Macht in der 
Hand. 
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Gestern wurde in Tirana der 10. Parteitag der Kommunistischen Partei eröffnet, von 
dem einschneidende Veränderungen im Land erwartet werden. 

Weltkonjunktur vor 
der Besserung 

Hamburg (spk/dpa) Die Rezession in 
Nordamerika, Grossbritannien und 
Schweden wird nach Ansicht des 
HWWA-Instituts für Wirtschaftsfor­
schung im Sommerhalbjahr zu Ende ge­
hen. Die differenzierte Geldpolitik in den 
wichtigsten Industrieländern habe in ho­
hem Masse der  unterschiedlichen Kon­
junkturlage Rechnung getragen, heisst es 
in der Institutszeitschrift «Interecono-
mics». 

Das reale Bruttosozialprodukt werde 
sich im Durchschnitt der Industrieländer 
in diesem Jahr  um gut 1 Prozent, im 
kommenden Jahr u m  2,5 Prozent erhö­
hen. 
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